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Westphal, Welz-Westphal – tätg in den Bereichen Familienrecht und Erbrecht

Eine Lebensversicherung ist häufger Bestandteil der wirtschaflichen Absicherung. Umso wichtger
ist, dass das Ziel der Absicherung auch erreicht wird, zumal der Makler im Rahmen seiner Pficht zur
Bedarfsanalyse schnell in die Hafung gerät.

Weitgehend gebräuchlich ist die Vermitlung von Lebensversicherungen, bei denen der
Versicherungsnehmer sein eigenes Leben absichert und für den Versicherungsfall einen
Bezugsberechtgten benennt. Dies führt zu folgenden rechtlichen Konsequenzen/Schwierigkeiten:

1. Im Erbfall erhält der genannte Bezugsberechtgte die Lebensversicherungssumme. Meist ist der
Bezugsberechtgte der Ehegate, der im Rahmen von Testamenten als Alleinerbe eingesetzt
worden ist, was mit der gleichzeitgen Enterbung eventuell vorhandener Kinder bzw. anderer
gesetzlicher Erben einhergeht. Die Auszahlung der Lebensversicherungssumme stellt rechtlich
eine Schenkung auf den Todesfall des (verstorbenen) Versicherungsnehmers an den
Bezugsberechtgten  - hier den Ehegaten - dar. Schenkungen des Erblassers, die er innerhalb von
10 Jahren vor seinem Tod gemacht hat, werden nun aber dem Nachlass fktv mit ihrem Wert
hinzugerechnet. So nun also auch die Versicherungssumme. Aus diesem erhöhten Wert hat der
Erbe – hier der Ehegate – dann den Pfichteil auszuzahlen. Er muss damit letztlich die
Versicherungssumme teilweise an Personen auszahlen, die eigentlich nach dem Willen des
Erblassers gar nicht an der Versicherungssumme bezugsberechtgt sein sollten.

 

2. Wie erläutert werden Schenkungen innerhalb der letzten 10 Jahre vor dem Erbfall berücksichtgt.
Wird die Bezugsberechtgung widerrufich eingetragen, handelt es sich um eine Schenkung, die
erst im Todeszeitpunkt eintrit. Die 10-Jahres-Frist beginnt also gar nicht zu laufen. Bei einer
widerrufichen Bezugsberechtgung gilt damit die gesamte Versicherungssumme als Schenkung
und unterliegt vollständig den Pfichteilsergänzungsansprüchen. Bei einer unwiderrufichen
Bezugsberechtgung aber beginnt die 10-Jahres-Frist bereits mit der Eintragung der
Bezugsberechtgung. Damit verringert sich der Anteil an der Versicherungssumme, der
angerechnet wird jährlich um 1/10. Nach 10 Jahren bleibt die Versicherungssumme dann
vollständig unberücksichtgt. Auf diese Unterscheidung sollte der Kunde aus den genannten
Gründen immer hingewiesen werden. 

3.  Aus der rechtlichen Einordnung als Schenkung ergibt sich außerdem die Problematk, dass
Schenkungssteuern entstehen können, sofern die steuerlichen Freigrenzen überschriten sind.
Für Ehegaten liegen diese derzeit bei 500.000,- €, für Kinder bei 400.000,- €. Die nicht
miteinander verheirateten Lebensgefährten stehen rechtlich jedoch in keinem
Verwandtschafsverhältnis zueinander, so dass lediglich ein Freibetrag von 20.000,- € gilt.
Hinzukommt, dass dieser Freibetrag in der Praxis durch ungünstge wirtschafliche
Verfechtungen oder steuerrechtlich nicht klar geordneten Transaktonen untereinander ofmals
bereits aufgebraucht worden sein können, ohne dass den Beteiligten das bewusst wäre. Bei
Berücksichtgung eines Freibetrages von 20.000,- € und einer zugewandten
Lebensversicherungssumme von 200.000,- € ergäben sich für den Lebensgefährten
Erbschafssteuern in Höhe von sage und schreibe 54.000,- €.



4. Die Vertragssituaton mit Benennung eines Bezugsrechts birgt außerdem Risiken, wenn nicht der
oder die Erben mit dem Bezugsberechtgen übereinstmmen. Denn, der Nachlass geht mit allen
Aktva und Passiva auf die Erben über. Sie übernehmen auch (bis auf wenige Ausnahmen)
sämtliche Vertragsverhältnisse des Erblassers und treten damit in dessen Vertragspositon ein
und stehen damit so, als häten sie selbst den Vertrag abgeschlossen oder das jeweilige Angebot
abgegeben. Die Lebensversicherung mit Bezugsberechtgung eines Driten enthält aber mehrere
Vertragsverhältnisse. Mit der Versicherung hat der Erblasser zu Lebzeiten einen Vertrag
zugunsten eines Driten geschlossen. Mit Eintrit des Todes wird die Bezugsberechtgung
gegenüber der Versicherung unwiderrufich. Zwischen Erblasser und dem Driten handelt es sich
um eine Schenkung. Da der Bezugsberechtgte meist nur mündlich darüber informiert wird (oder
eventuell davon gar nichts weiß – wie bei Minderjährigen), wird die Schenkung erst mit Vollzug
der Leistung wirksam. Solange handelt es sich noch um ein Schenkungsangebot, welches noch
nicht angenommen worden ist. Solange also die Versicherung nicht dem Bezugsberechtgten die
Auszahlung angeboten hat und er das Angebot schriflich angenommen hat bzw. die
Versicherungssumme ausgezahlt wurde, haben die Erben ihrerseits die Möglichkeit, das
Schenkungsangebot des Erblassers zu widerrufen mit der Folge, dass die Versicherungssumme
den Erben auszuzahlen ist. Der ursprüngliche Bezugsberechtgte geht leer aus. Das dürfe im
klaren Widerspruch zu den Wünschen den Kunden stehen, der bei Abschluss der Versicherung im
Zweifel klare Vorstellungen hate, wem die Versicherungssumme zu Gute kommen soll, nicht
zuletzt, weil er nahestehende Personen fnanziell absichern will.

5. Weiterhin ist ein Urteil des Bundesgerichtshofs vom 22.07.2015 – IV ZR 437/14 – bedeutsam.
Dort war in der Lebensversicherung vermeintlich klar defniert, dass der „verwitwete Ehegate“
bezugsberechtgt sein soll. Der Versicherungsnehmer war später geschieden worden und hate
erneut geheiratet. Nach seinem Tod striten sich die 1. Ehefrau und die Witwe um die
Versicherungssumme. Der BGH entschied, dass nur darauf abgestellt werden könne, wen der
Versicherungsnehmer (in Person) im Zeitpunkt seiner Erklärung gemeint habe. Dies sei damals
die erste Ehefrau gewesen, so dass dieser die Versicherungssumme zustehe. Über die Richtgkeit
der Entscheidung lässt sich durchaus diskuteren, dennoch muss sie für die Praxis berücksichtgt
werden. Zur Klarstellung sollte also entweder der Name des Bezugsberechtgten eingetragen
oder der Kunde ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass er im Scheidungs- und
Wiederverheiratungsfall eine erneute Erklärung zur Bezugsberechtgung der neuen Ehefrau
gegenüber der Versicherung abgeben muss. Andernfalls wird mit der Entscheidung des BGH
weiterhin die geschiedene Ehefrau Bezugsberechtgte bleiben.

6. Nicht zuletzt hat der Versicherungsnehmer schließlich jederzeit die Möglichkeit, den Vertrag zu
kündigen. In der vorliegenden Konstellaton fehlt der abzusichernden driten Person, dem
Bezugsberechtgten – z.B. dem Ehegaten -, jeder Einfuss darauf, dass die Versicherung (auch
ohne sein Wissen) beendet wird. Lebensversicherungen werden vielfach zur Absicherung von
(Immobilien-)Krediten abgeschlossen. Im Scheidungsfall trit die eheliche Solidarität nicht selten
zugunsten von Rachegelüsten zurück. So kann ein Ehegate über eine heimliche Kündigung des
Vertrages also nicht nur entscheidend benachteiligt, sondern im Todesfall sogar fnanziell ruiniert
werden. 



7. Lösung:

Die dargestellten Schwierigkeiten lassen sich sämtlich durch Über-Kreuz-Versicherungen
vermeiden, in denen die Person, welche selbst die Versicherungssumme erhalten soll,
Versicherungsnehmer wird und die Person, dessen Tod abgesichert werden soll, versicherte
Person ist.  Wollen Kunden vom obigen Modell später in eine Über-Kreuz-Versicherung wechseln,
ist darauf zu achten, dass die Versicherung auf den Zeitpunkt des Wechsels den Rückkaufswert
der jeweiligen Versicherung dem alten und neuen Versicherungsnehmer miteilt. Der jeweilige
Rückkaufswert zum Zeitpunkt des Vertragswechsels bildet nämlich seinerseits ebenfalls wieder
eine Schenkung an den neuen Versicherungsnehmer, da dieser die Versicherung erhält, ohne die
bisherigen Beiträge dafür geleistet zu haben. Hier kommen wieder die steuerlichen Freibeträge
zum Tragen. Dabei werden die Rückkaufswerte gesondert angesetzt, es erfolgt für die steuerliche
Betrachtung keine Saldierung der gegenseitgen Werte.

Sollte der Versicherungsnehmer dennoch die oben dargestellte Variante mit Bezugsberechtgung
wählen wollen, sollte er auf Hafungsgründen auf die obigen Risiken hingewiesen werden und
schriflich bestätgen, darüber belehrt worden zu sein.

Auf Anfrage erstellt Rechtsanwältn Doreen Welz-Westphal gern ein entsprechendes Hinweis-
und Belehrungsschreiben zu den obigen Problempunkten für Ihre Beratungspraxis. Sprechen Sie
uns an: info@sww-kanzlei.de, Stchwort: ProVision - Belehrungsschreiben LV 
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